
RGBl-1803041-Nr07-Aenderungsgesetz-
betreffend-Reichsschulden

Gesetz, Änderung betreffende den Reichsschulden und der Reichskontrolle

gegeben am 04.03.2018, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 22.03.2018 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 07

In  Anbetracht  dessen,  daß  ab  der  Revolution  vom  09.  November  1918  die  staatlichen
Reichsschulden  in  die  Hände  von  Fremdverwaltung  fielen,  und  die  Bundesstaaten  sich  vom
Deutschen Reich durch Unterwerfung den fremdverwalteten Regierungen aufgelöst haben, bedarf
es einer Neuordnung des Reichsrechtkreises und seiner Bundesglieder, sowie die Neuordnung von
Schuldverschreibungen,  Schatzanweisungen,  Staatsanleihen,  Wechselverbindlichkeiten,  Darlehen
und Reichsschulden.

Artikel 1.

Des RGBl-1611211-Nr32 Wiedereinrichtung der Reichsschuldenverwaltung wird wie folgt geändert

Im  dritten  Absatz  Zeile  2  wird  der  “Staatssekretär  des  Innern”  auf  Staatssekretär  im
Reichsschatzamt  geändert.

Artikel 2.

Des RGBl-1611211-Nr32 Wiedereinrichtung der Reichsschuldenverwaltung wird wie folgt geändert

Im vierten Absatz wird die Formulierung “RGBl. Band 1900, Nr. 11, Seite 129 -134” mit folgender
Formulierung “RGBl-1803031-Nr06-Reichsschuldenordnung”, ersetzt.

Artikel 3.

Des RGBl-1611231-Nr33 Ausgabe von Reichsschatzanweisungen, wird wie folgt geändert

In Absatz 1 Zeile 3 wird die Formulierung “RGBl. Band 1900, Nr. 11, Seite 129 -134” mit folgender
Formulierung “RGBl-1803031-Nr06-Reichsschuldenordnung”, ersetzt und das Wort “Goldmark” wird
zu Mark umbenannt.

Artikel 4.

Des RGBl. Nr. 16 des Jahrgangs 1910 S. 521 Reichskontrollgesetz, wird wie folgt geändert

§ 1. des Reichskontrollgesetz, wird wie folgt geändert;

Die Kontrolle des gesamten Reichshaushaltes,  der Landeshaushalte,  aller Bundesstaaten, Elsaß-
Lothringen und der Haushalt der Schutzgebiete wird vom Rechnungshof des Deutschen Reiches
nach Maßgabe der dafür bestehenden Gesetze und enthaltenen Vorschriften geführt.
Ebenso hat der Rechnungshof des Deutschen Reiches die Kontrolle des Reichshaushaltes in bezug
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auf  die  Rechnungen  der  Reichsbank  gemäß  §  29  des  Bankgesetz  vom  14.  März  1875
(Reichsgesetzblatt S.177) obliegende Geschäfte wahrzunehmen.

Artikel 5.

Des RGBl. Nr. 16 des Jahrgangs 1910 S. 521 Reichskontrollgesetz, wird wie folgt geändert;

§ 2. des Reichskontrollgesetz, wird als gegenstandlos gestrichen.

Artikel 6.

Dieses Gesetz tritt mit der Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.

Reichsgesetzblatt “RGBl-1803041-Nr07-Aenderungsgesetz-betreffend-Reichsschulden”
Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBl-1803041-Nr07-Aenderungsgesetz-betreffend-Reichsschulden“_D

Münzgesetz für Deutschland vom 09. Juli
1873

Titel: Münzgesetz.

Fundstelle:
Deutsches
Reichsgesetzblatt Band
1873, Nr. 22, Seite 233 –
240

Fassung vom: 9. Juli 1873
Bekanntmachung: 15. Juli 1873

 

 

 

 

 

 (Nr. 953.) Münzgesetz. Vom 9. Juli 1873.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt:
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Artikel 1.

An die Stelle der in Deutschland geltenden Landeswährungen tritt die Reichsgoldwährung.
Ihre Rechnungseinheit bildet die Mark, wie solche durch §. 2 des Gesetzes vom 4. Dezember
1871, betreffend die Ausprägung von Reichsgoldmünzen (Reichs-Gesetzbl. S. 404), festgestellt
worden ist.
Der Zeitpunkt, an welchem die Reichswährung im gesammten Reichsgebiete in Kraft treten
soll,  wird  durch  eine  mit  Zustimmung des  Bundesrathes  zu  erlassende,  mindestens  drei
Monate  vor  dem  Eintritt  dieses  Zeitpunktes  zu  verkündende  Verordnung  des  Kaisers
bestimmt. Die Landesregierungen sind ermächtigt, auch vor diesem Zeitpunkte für ihr Gebiet
die Reichsmarkrechnung im Verordnungswege einzuführen.

Artikel 2.

Außer den in dem Gesetze vom 4. Dezember 1871 bezeichneten Reichsgoldmünzen sollen
ferner ausgeprägt werden Reichsgoldmünzen zu fünf Mark, von welchen aus einem Pfunde
feinen Goldes 279 Stück ausgebracht werden. Die Bestimmungen der §§. 4, 5, 7, 8 und 9 jenes
Gesetzes finden auf diese Münzen entsprechende Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß
bei denselben die Abweichung in Mehr oder Weniger im Gewicht (§. 7) vier Tausendtheile, und
der  Unterschied  zwischen  dem  Normalgewicht  und  dem  Passirgewicht  (§.  9)  acht
Tausendtheile  betragen  darf.

Artikel 3.

Außer den Reichsgoldmünzen sollen als Reichsmünzen und zwar

1) als Silbermünzen:

Fünfmarkstücke,
Zweimarkstücke,
Einmarkstücke,
Fünfzigpfennigstücke und
Zwanzigpfennigstücke;

2) als Nickelmünzen:

Zehnpfennigstücke und
Fünfpfennigstücke;

3) als Kupfermünzen:

Zweipfennigstücke und
Einpfennigstücke
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nach Maßgabe folgender Bestimmungen ausgeprägt werden.

§. 1.

Bei Ausprägung der Silbermünzen wird das Pfund feinen Silbers in

20 Fünfmarkstücke,
50 Zweimarkstücke,
100 Einmarkstücke,
200 Fünfzigpfennigstücke und in
500 Zwanzigpfennigstücke

ausgebracht.
Das Mischungsverhältniß beträgt 900 Theile Silber und 100 Theile Kupfer, so daß 90 Mark in
Silbermünzen 1 Pfund wiegen.
Das Verfahren bei  Ausprägung dieser Münzen wird vom Bundesrath festgestellt.  Bei  den
einzelnen Stücken darf die Abweichung im Mehr oder Weniger im Feingehalt nicht mehr als
drei Tausendtheile, im Gewicht, mit Ausnahme der Zwanzigpfennigstücke, nicht mehr als zehn
Tausendtheile betragen. In der Masse aber müssen das Normalgewicht und der Normalgehalt
bei allen Silbermünzen innegehalten werden.

§ 2.

Die Silbermünzen über ein Mark tragen auf der einen Seite den Reichsadler mit der Inschrift
„Deutsches Reich“ und mit der Angabe des Werthes in Mark, sowie mit der Jahreszahl der
Ausprägung,  auf  der  anderen  Seite  das  Bildniß  des  Landesherrn  beziehungsweise  das
Hoheitszeichen der freien Städte mit einer entsprechenden Umschrift und dem Münzzeichen.
Durchmesser der Münzen, Beschaffenheit und Verzierung der Ränder derselben werden vom
Bundesrathe festgestellt.

§ 3.

Die übrigen Silbermünzen, die Nickel-  und Kupfermünzen tragen auf der einen Seite die
Werthangabe, die Jahreszahl und die Inschrift „Deutsches Reich“, auf der andern Seite den
Reichsadler  und  das  Münzzeichen.  Die  näheren  Bestimmungen  über  Zusammensetzung,
Gewicht und Durchmesser dieser Münzen, sowie über die Verzierung der Schriftseite und die
Beschaffenheit der Ränder werden vom Bundesrathe festgestellt.

§ 4.

Die  Silber-,  Nickel-  und  Kupfermünzen  werden  auf  den  Münzstätten  derjenigen
Bundesstaaten, welche sich dazu bereit erklären, ausgeprägt. Die Ausprägung und Ausgabe
dieser  Münzen  unterliegt  der  Beaufsichtigung  von  Seiten  des  Reichs.  Der  Reichskanzler
bestimmt unter Zustimmung des Bundesrathes die auszuprägenden Beträge, die Vertheilung
dieser Beträge auf die einzelnen Münzgattungen und auf die einzelnen Münzstätten und die



den letzteren  für  die  Prägung jeder  einzelnen  Münzgattung  gleichmäßig  zu  gewährende
Vergütung. Die Beschaffung der Münzmetalle für die Münzstätten erfolgt auf Anordnung des
Reichskanzlers.

Artikel 4.

Der Gesammtbetrag der Reichssilbermünzen soll bis auf Weiteres zehn Mark für den Kopf der
Bevölkerung des Reichs nicht übersteigen.
Bei jeder Ausgabe dieser Münzen ist eine dem Werthe nach gleiche Menge der umlaufenden
groben  Landessilbermünzen  und  zwar  zunächst  der  nicht  dem  Dreißigthalerfuße
angehörenden  einzuziehen.  Der  Werth  wird  nach  der  Vorschrift  im  Art.  14  §.  2  berechnet.

Artikel 5.

Der Gesammtbetrag der Nickel- und Kupfermünzen soll zwei und eine halbe Mark für den
Kopf der Bevölkerung des Reichs nicht übersteigen.

Artikel 6.

Von den Landesscheidemünzen sind:

1) die auf andere als Thalerwährung lautenden, mit Ausschluß der bayerischen Heller und der
mecklenburgischen nach dem Marksysteme ausgeprägten Fünf-, Zwei- und Einpfennigstücke,
2) die auf der Zwölftheilung des Groschens beruhenden Scheidemünzen zu 2 und 4 Pfennigen,
3) die Scheidemünzen der Thalerwährung, welche auf einer anderen Eintheilung des Thalers,
als der in 30 Groschen beruhen, mit Ausnahme der Stücke im Werthe von 1/12 Thaler,

bis zu dem Zeitpunkte des Eintritts der Reichswährung (Art. 1) einzuziehen.
Nach  diesem  Zeitpunkte  ist  Niemand  verpflichtet,  diese  Scheidemünzen  in  Zahlung  zu
nehmen, als die mit der Einlösung derselben beauftragten Kassen.

Artikel 7.

Die Ausprägung der Silber-, Nickel- und Kupfermünzen (Art. 3), sowie die vom Reichskanzler
anzuordnende  Einziehung  der  Landessilbermünzen  und  Landesscheidemünzen  erfolgt  auf
Rechnung des Reichs.

Artikel 8.

Die Anordnung der Außerkurssetzung von Landesmünzen und Feststellung der für dieselbe
erforderlichen Vorschriften erfolgt durch den Bundesrath.
Die Bekanntmachungen über Außerkurssetzung von Landesmünzen sind außer in den zu der
Veröffentlichung  von  Landesverordnungen  bestimmten  Blättern  auch  durch  das  Reichs-
Gesetzblatt zu veröffentlichen.
Eine Außerkurssetzung darf erst eintreten, wenn eine Einlösungsfrist von mindestens vier
Wochen festgesetzt und mindestens drei Monate vor ihrem Ablaufe durch die vorbezeichneten



Blätter bekannt gemacht worden ist.

Artikel 9.

Niemand ist verpflichtet, Reichssilbermünzen im Betrage von mehr als zwanzig Mark und
Nickel- und Kupfermünzen im Betrage von mehr als einer Mark in Zahlung zu nehmen.
Von den Reichs- und Landeskassen werden Reichssilbermünzen in jedem Betrage in Zahlung
genommen. Der Bundesrath wird diejenigen Kassen bezeichnen, welche Reichsgoldmünzen
gegen Einzahlung von Reichssilbermünzen in Beträgen von mindestens 200 Mark oder von
Nickel- und Kupfermünzen in Beträgen von mindestens 50 Mark auf Verlangen verabfolgen.
Derselbe wird zugleich die näheren Bedingungen des Umtausches festsetzen.

Artikel 10.

Die Verpflichtung zur Annahme und zum Umtausch (Art.  9) findet auf durchlöcherte und
anders, als durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewicht verringerte, ingleichen auf verfälschte
Münzstücke keine Anwendung.
Reichs-Silber-,  Nickel-  und  Kupfermünzen,  welche  in  Folge  längerer  Cirkulation  und
Abnutzung an Gewicht oder Erkennbarkeit erheblich eingebüßt haben, werden zwar noch in
allen  Reichs-  und  Landeskassen  angenommen,  sind  aber  auf  Rechnung  des  Reichs
einzuziehen.

Artikel 11.

Eine Ausprägung von anderen, als den durch dieses Gesetz eingeführten Silber-, Nickel- und
Kupfermünzen findet nicht ferner statt. Die durch die Bestimmung im §. 10 des Gesetzes,
betreffend die Ausprägung von Reichsgoldmünzen, vom 4. Dezember 1871 (Reichs-Gesetzbl. S.
404), vorbehaltene Befugniß, Silbermünzen als Denkmünzen auszuprägen, erlischt mit dem
31. Dezember 1873.

Artikel 12.

Die Ausprägung von Reichsgoldmünzen geschieht auch ferner nach Maßgabe der Bestimmung
im §. 6 des Gesetzes, betreffend die Ausprägung von Reichsgoldmünzen, vom 4. Dezember
1871 (Reichs-Gesetzbl. S. 404), auf Rechnung des Reichs.
Privatpersonen haben das Recht, auf denjenigen Münzstätten, welche sich zur Ausprägung auf
Reichsrechnung bereit erklärt haben, Zwanzigmarkstücke für ihre Rechnung ausprägen zu
lassen, soweit diese Münzstätten nicht für das Reich beschäftigt sind.
Die für solche Ausprägungen zu erhebende Gebühr wird vom Reichskanzler mit Zustimmung
des Bundesrathes festgestellt, darf aber das Maximum von 7 Mark auf das Pfund fein Gold
nicht übersteigen.
Die Differenz zwischen dieser Gebühr und der Vergütung, welche die Münzstätte für die
Ausprägung  in  Anspruch  nimmt,  fließt  in  die  Reichskasse.  Diese  Differenz  muß für  alle
deutschen Münzstätten dieselbe sein.
Die Münzstätten dürfen für die Ausprägung keine höhere Vergütung in Anspruch nehmen, als
die Reichskasse für die Ausprägung von Zwanzigmarkstücken gewährt.
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Artikel 13.

Der Bundesrath ist befugt:

1) den Werth zu bestimmen, über welchen hinaus fremde Gold- und Silbermünzen nicht in
Zahlung angeboten und gegeben werden dürfen, sowie den Umlauf fremder Münzen gänzlich
zu untersagen;
2) zu bestimmen, ob ausländische Münzen von Reichs- oder Landeskassen zu einem öffentlich
bekannt zu machenden Kurse im inländischen Verkehr in Zahlung genommen werden dürfen,
auch in solchem Falle den Kurs festzusetzen.

Gewohnheitsmäßige oder gewerbsmäßige Zuwiderhandlungen gegen die vom Bundesrathe in
Gemäßheit  der  Bestimmungen  unter  1  getroffenen  Anordnungen  werden  bestraft  mit
Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bis zu sechs Wochen.

Artikel 14.

Von dem Eintritt der Reichswährung an gelten folgende Vorschriften:

§ 1.

Alle  Zahlungen,  welche  bis  dahin  in  Münzen  einer  inländischen  Währung  oder  in
landesgesetzlich den inländischen Münzen gleichgestellten ausländischen Münzen zu leisten
waren, sind vorbehaltlich der Vorschriften Art. 9, 15 und 16 in Reichsmünzen zu leisten.

§ 2.

Die Umrechnung solcher Goldmünzen, für welche ein bestimmtes Verhältniß zu Silbermünzen
gesetzlich  nicht  feststeht,  erfolgt  nach  Maßgabe  des  Verhältnisses  des  gesetzlichen
Feingehalts  derjenigen  Münzen,  auf  welche  die  Zahlungsverpflichtung  lautet,  zu  dem
gesetzlichen Feingehalte der Reichsgoldmünzen.
Bei der Umrechnung anderer Münzen werden

der Thaler zum Werthe von 3 Mark,
der Gulden süddeutscher Währung zum Werthe von 15/7 Mark,
die Mark lübischer oder hamburgischer Kurantwährung zum Werthe von 11/5 Mark,

die übrigen Münzen derselben Währungen zu entsprechenden Werthen nach ihrem Verhältniß
zu den genannten berechnet.
Bei der Umrechnung werden Bruchtheile von Pfennigen der Reichswährung zu einem Pfennig
berechnet,  wenn sie  einen halben Pfennig  oder  mehr betragen,  Bruchtheile  unter  einem
halben Pfennig werden nicht gerechnet.



§ 3.

Werden  Zahlungsverpflichtungen  nach  Eintritt  der  Reichswährung  unter  Zugrundelegung
vormaliger  inländischer  Geld-  oder  Rechnungswährungen  begründet,  so  ist  die  Zahlung
vorbehaltlich der  Vorschriften Art.  9,  15 und 16 in  Reichsmünzen unter  Anwendung der
Vorschriften des §. 2 zu leisten.

§ 4.

In allen gerichtlich oder notariell aufgenommenen Urkunden, welche auf einen Geldbetrag
lauten,  desgleichen  in  allen  zu  einem  Geldbetrag  verurtheilenden  gerichtlichen
Entscheidungen ist  dieser Geldbetrag, wenn für denselben ein bestimmtes Verhältniß zur
Reichswährung gesetzlich feststeht, in Reichswährung auszudrücken; woneben jedoch dessen
gleichzeitige  Bezeichnung  nach  derjenigen  Währung,  in  welcher  ursprünglich  die
Verbindlichkeit  begründet  war,  gestattet  bleibt.

Artikel 15.

An Stelle der Reichsmünzen sind bei allen Zahlungen bis zur Außerkurssetzung anzunehmen:

1) im gesammten Bundesgebiete an Stelle aller Reichsmünzen die Ein- und Zweithalerstücke
deutschen Gepräges unter Berechnung des Thalers zu 3 Mark;
2)  im  gesammten  Bundesgebiete  an  Stelle  der  Reichssilbermünzen,  Silberkurantmünzen
deutschen Gepräges zu ⅓ und 1/6 Thaler unter Berechnung des ⅓ Thalerstücks zu einer Mark
und des 1/6 Thalerstücks zu einer halben Mark;
3)  in  denjenigen Ländern,  in  welchen gegenwärtig die  Thalerwährung gilt,  an Stelle  der
Reichs-, Nickel- und Kupfermünzen die nachbezeichneten Münzen der Thalerwährung zu den
daneben bezeichneten Werthen:

1/12 Thalerstücke zum Werthe von 25 Pfennig,
1/15 Thalerstücke zum Werthe von 20 Pfennig,
1/30 Thalerstücke zum Werthe von 10 Pfennig,
1/2 Groschenstücke zum Werthe von 5 Pfennig,
1/5 Groschenstücke zum Werthe von 2 Pfennig,
1/10 und 1/12 Groschenstücke zum Werthe von 1 Pfennig,

4) in denjenigen Ländern, in welchen die Zwölftheilung des Groschens besteht, an Stelle der
Reichs-,  Nickel-  und Kupfermünzen die  auf  der  Zwölftheilung des Groschens beruhenden
Dreipfennigstücke zum Werthe von 2½ Pfennig;
5) in Bayern an Stelle der Reichskupfermünzen die Hellerstücke zum Werthe von ½ Pfennig;
6) in Mecklenburg an Stelle der Reichskupfermünzen die nach dem Marksystem ausgeprägten
Fünfpfennigstücke,  Zweipfennigstücke und Einpfennigstücke zum Werthe von 5,  2  und 1
Pfennig.

Die sämmtlichen sub 3 und 4 verzeichneten Münzen sind an allen öffentlichen Kassen des
gesammten  Bundesgebietes  zu  den  angegebenen  Werthen  bis  zur  Außerkurssetzung  in



Zahlung anzunehmen.

Artikel 16.

Deutsche  Goldkronen,  Landesgoldmünzen  und  landesgesetzlich  den  inländischen  Münzen
gleichgestellte ausländische Goldmünzen, sowie grobe Silbermünzen, welche einer anderen
Landeswährung als der Thalerwährung angehören, sind bis zur Außerkurssetzung als Zahlung
anzunehmen,  soweit  die  Zahlung nach den bisherigen Vorschriften in  diesen Münzsorten
angenommen werden mußte.

Artikel 17.

Schon  vor  Eintritt  der  Reichsgoldwährung  können  alle  Zahlungen,  welche  gesetzlich  in
Münzen  einer  inländischen  Währung  oder  in  ausländischen,  den  inländischen  Münzen
landesgesetzlich gleichgestellten Münzen geleistet werden dürfen, ganz oder theilweise in
Reichsmünzen,  vorbehaltlich  der  Vorschrift  Art.  9,  dergestalt  geleistet  werden,  daß  die
Umrechnung nach den Vorschriften Art. 14 §. 2 erfolgt.

Artikel 18.

Bis zum 1. Januar 1876 sind sämmtliche nicht auf Reichswährung lautenden Noten der Banken
einzuziehen. Von diesem Termine an dürfen nur solche Banknoten, welche auf Reichswährung
in Beträgen von nicht weniger als  100 Mark lauten,  in Umlauf bleiben oder ausgegeben
werden.
Dieselben Bestimmungen gelten für die bis jetzt von Korporationen ausgegebenen Scheine.
Das von den einzelnen Bundesstaaten ausgegebene Papiergeld ist spätestens bis zum 1. Januar
1876 einzuziehen und spätestens sechs Monate vor diesem Termine öffentlich aufzurufen.
Dagegen  wird  nach  Maßgabe  eines  zu  erlassenden  Reichsgesetzes  eine  Ausgabe  von
Reichspapiergeld stattfinden. Das Reichsgesetz wird über die Ausgabe und den Umlauf des
Reichspapiergeldes, sowie über die den einzelnen Bundesstaaten zum Zweck der Einziehung
ihres Papiergeldes zu gewährenden Erleichterungen die näheren Bestimmungen treffen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Bad Ems, den 9. Juli 1873.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst v. Bismarck.

 

 



Gesetz, betreffend die Ausprägung von
Reichsgoldmünzen

Titel: Gesetz, betreffend die Ausprägung von
Reichsgoldmünzen.

Fundstelle: Deutsches Reichsgesetzblatt Band 1871, Nr. 47, Seite 404
– 406

Fassung vom: 4. Dezember 1871
Bekanntmachung: 7. Dezember 1871

(Nr. 745.) Gesetz, betreffend die Ausprägung von Reichsgoldmünzen. Vom 4. Dezember 1871.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages, wie folgt:

§ 1.

Es wird eine Reichsgoldmünze ausgeprägt, von welcher aus Einem Pfunde feinen Goldes 139½
Stück ausgebracht werden.

§ 2.

Der zehnte Theil dieser Goldmünze wird Mark genannt und in hundert Pfennige eingetheilt.

§ 3.

Außer der Reichsgoldmünze zu 10 Mark (§. 1.) sollen ferner ausgeprägt werden:
Reichsgoldmünzen zu 20 Mark, von welchen aus Einem Pfunde feinen Goldes 69¾ Stück
ausgebracht werden.

§ 4.

Das Mischungsverhältniß der Reichsgoldmünzen wird auf 900 Tausendtheile Gold und 100
Tausendtheile Kupfer festgestellt.
Es werden demnach
125,55 Zehn-Mark-Stücke,
62,775 Zwanzig-Mark-Stücke
je Ein Pfund wiegen.

§ 5.

Die Reichsgoldmünzen tragen auf der einen Seite den Reichsadler mit der Inschrift “Deutsches
Reich” und mit der Angabe des Werthes in Mark, sowie mit der Jahreszahl der Ausprägung,
auf der anderen Seite das Bildniß des Landesherrn, beziehungsweise das Hoheitszeichen der
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freien Städte, mit einer entsprechenden Umschrift und dem Münzzeichen. Durchmesser der
Münzen,  Beschaffenheit  und  Inschrift  der  Ränder  derselben  werden  vom  Bundesrathe
festgestellt.

§ 6.

Bis  zum Erlaß  eines  Gesetzes  über  die  Einziehung der  groben Silbermünzen erfolgt  die
Ausprägung der Goldmünzen auf Kosten des Reichs für sämmtliche Bundesstaaten auf den
Münzstätten derjenigen Bundesstaaten, welche sich dazu bereit erklärt haben.
Der  Reichskanzler  bestimmt  unter  Zustimmung  des  Bundesrathes  die  in  Gold
auszumünzenden Beträge, die Vertheilung dieser Beträge auf die einzelnen Münzgattungen
und auf die einzelnen Münzstätten und die den letzteren für die Prägung jeder einzelnen
Münzgattung gleichmäßig zu gewährende Vergütung. Er versieht die Münzstätten mit dem
Golde, welches für die ihnen überwiesenen Ausprägungen erforderlich ist.

§ 7.

Das Verfahren bei Ausprägung der Reichsgoldmünzen wird vom Bundesrathe festgestellt und
unterliegt der Beaufsichtigung von Seiten des Reichs. Dieses Verfahren soll die vollständige
Genauigkeit  der  Münzen  nach  Gehalt  und  Gewicht  sicherstellen.  Soweit  eine  absolute
Genauigkeit bei dem einzelnen Stücke nicht innegehalten werden kann, soll die Abweichung in
Mehr  oder  Weniger  im Gewicht  nicht  mehr  als  zwei  und  ein  halb  Tausendtheile  seines
Gewichts, im Feingehalt nicht mehr als zwei Tausendtheile betragen.

§ 8.

Alle Zahlungen,  welche gesetzlich in Silbermünzen der Thalerwährung,  der süddeutschen
Währung, der lübischen oder hamburgischen Kurantwährung oder in Thalern Gold bremer
Rechnung zu leisten sind, oder geleistet werden dürfen, können in Reichsgoldmünzen (§§. 1.
und 3.) dergestalt geleistet werden, daß gerechnet wird:

das Zehn-Mark-Stück zum Werthe von 3⅓ Thalern oder 5 Fl. 50 Kr. süddeutscher Währung, 8
Mark 5⅓ Schilling lübischer und hamburgischer Kurant-Währung, 3 1/93 Thaler Gold bremer
Rechnung;
das  Zwanzig-Mark-Stück  zum Werthe  von  6⅔ Thalern  oder  11  Fl.  40  Kr.  süddeutscher
Währung, 16 Mark 10⅔ Schilling lübischer und hamburgischer Kurant-Währung, 6 2/93 Thaler
Gold bremer Rechnung.

§ 9.

Reichsgoldmünzen,  deren  Gewicht  um  nicht  mehr  als  fünf  Tausendtheile  hinter  dem
Normalgewicht (§. 4.) zurückbleibt (Passirgewicht), und welche nicht durch gewaltsame oder
gesetzwidrige  Beschädigung  am Gewicht  verringert  sind,  sollen  bei  allen  Zahlungen  als
vollwichtig gelten.
Reichsgoldmünzen,  welche  das  vorgedachte  Passirgewicht  nicht  erreichen  und  an



Zahlungsstatt von den Reichs-, Staats-, Provinzial- oder Kommunalkassen, sowie von Geld- und
Kreditanstalten und Banken angenommen worden sind, dürfen von den gedachten Kassen und
Anstalten nicht wieder ausgegeben werden.
Die Reichsgoldmünzen werden, wenn dieselben in Folge längerer Cirkulation und Abnutzung
am Gewicht so viel eingebüßt haben, daß sie das Passirgewicht nicht mehr erreichen, für
Rechnung des Reichs zum Einschmelzen eingezogen. Auch werden dergleichen abgenutzte
Goldmünzen bei allen Kassen des Reichs und der Bundesstaaten stets voll zu demjenigen
Werthe, zu welchem sie ausgegeben sind, angenommen werden.

§ 10.

Eine Ausprägung von anderen, als den durch dieses Gesetz eingeführten Goldmünzen, sowie
von groben Silbermünzen, mit Ausnahme von Denkmünzen, findet bis auf Weiteres nicht statt.

§ 11.

Die zur Zeit umlaufenden Goldmünzen der deutschen Bundesstaaten sind von Reichs wegen
und auf Kosten des Reichs nach Maßgabe der Ausprägung der neuen Goldmünzen (§. 6.)
einzuziehen.
Der Reichskanzler wird ermächtigt, in gleicher Weise die Einziehung der bisherigen groben
Silbermünzen  der  deutschen  Bundesstaaten  anzuordnen  und  die  zu  diesem  Behufe
erforderlichen  Mittel  aus  den  bereitesten  Beständen  der  Reichskasse  zu  entnehmen.
Ueber  die  Ausführung der  vorstehenden Bestimmungen ist  dem Reichstage alljährlich  in
seiner ersten ordentlichen Session Rechenschaft zu geben.

§ 12.

Es  sollen  Gewichtsstücke  zur  Eichung  und  Stempelung  zugelassen  werden,  welche  das
Normalgewicht und das Passirgewicht der nach Maßgabe dieses Gesetzes auszumünzenden
Goldmünzen, sowie eines Vielfachen derselben angeben. Für die Eichung und Stempelung
dieser  Gewichtsstücke  sind  die  Bestimmungen  der  Artikel  10.  und  18.  der  Maaß-  und
Gewichtsordnung vom 17. August 1868. (Bundesgesetzbl. S. 473.) maßgebend.

§ 13.

Im Gebiet des Königreichs Bayern kann im Bedürfnißfall eine Untertheilung des Pfennigs in
zwei Halb-Pfennige stattfinden.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Berlin, den 4. Dezember 1871.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst v. Bismarck.


